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Unser Horizont ist nicht das Ende der Welt

Zweiter Teil und Fortsetzung 
der gestern erschienenen Anzeige in dieser Zeitung. 

von Dr. Jürgen Todenhöfer

11. September 2001: Mordanschlag auf das World Trade Center, New York
credit: Chris Collins/Corbis

Irakische Schülerinnen fl iehen vor den amerikanischen Truppen. Abu Ghraib, 5. November 2003
credit: Patrick Baz/AFP/Getty Images

US-Soldaten „säubern” Mossul, Irak, 17. Januar 2005
credit: Stefan Zaklin/dpa/Picture Alliance
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Irakischer Gefangener und amerikanischer Militärpolizist, Bagdad, 2004
credit: John Moore/Associated Press

Bei Luftangriff verwundetes Mädchen. Basra, Irak, 22. März 2003
credit: Nabil/Associated Press

Die erschreckende Faszination des heutigen 
Selbstmordterrorismus beruht auf zwei 
Schamlosigkeiten: auf der Schamlosigkeit 
einiger westlicher Politiker, die noch im-
mer im 10 : 1-Rhythmus muslimisches Blut 
vergießen. Und auf der Schamlosigkeit, mit 
der die Hintermänner des Terrorismus den 
Koran verdrehen und jungen Muslimen 
vorgaukeln, sie müssten sich nur als Selbst-
mordattentäter in die Luft sprengen, um zu 
Märtyrern des Islam zu werden. 

Die westliche Politik 
gegenüber der musli-
mischen Welt leidet un-
ter einer erschreckenden 
Ignoranz einfachster 
Fakten.

Einer der Lieblingssätze westlicher Stamm-
tischstrategen lautet: „Wer den Ruf des 
Muezzins in unseren Städten verlangt, 
sollte auch in Teheran das Glockenläuten 
zulassen.“ Die Realität jedoch ist: In Te-
heran läuten die Glocken von 34 Kirchen, 
und christliche Kinder haben ihren eigenen 
Religionsunterricht. In Teheran existieren 
sieben Synagogen, rund 4 000 jüdische 
Kinder besuchen jüdische Schulen. Es gibt 
sechs koschere Metzger, zwei koschere Re-
staurants und ein jüdisches Krankenhaus, 
dem kürzlich sogar Irans Zündler Mahmud 
Ahmadinedschad Geld spendete.

Den 25 000 Juden steht verfassungsrecht-
lich ein Parlamentssitz zu, ähnlich wie den 
Christen. Selbst Ayatollah Khomeini ver-
fasste 1979 kurz nach der Revolution eine 
„Fatwa“ zum Schutz der Juden. An vielen 
iranischen Synagogen stehen seine Worte: 
„Wir achten die religiösen Minderheiten, 
die Teil unseres Volkes sind. Der Islam er-
laubt nicht, sie zu unterdrücken.“ 

Die Beziehungen zwischen Juden und Per-
sern sind seit Urzeiten gut. Es war ein per-
sischer König, Kyros der Große, der 538 
v. Chr. die Juden aus der Babylonischen 
Gefangenschaft befreite. Die Bibel nennt 
ihn den „geliebten Hirten und Gesalbten 
Gottes“. Juden und Christen haben als 
„Schutzbefohlene“ im Iran zwar nicht die 
gleichen politischen Rechte und Pfl ichten 
wie Muslime. Aber gewähren wir den Mus-
limen im Alltag Europas die gleichen Rech-
te wie Christen und Juden? Gewährt Israel 
seinen arabischen Mitbürgern in der täg-
lichen Praxis wirklich die gleichen Rechte 
wie seinen jüdischen Bürgern? 

Es gibt in der Tat jene bösartigen „anti-

zionistischen“, antiisraelischen Äußerungen 
Ahmadinedschads. In der iranischen Be-
völkerung hat diese aggressive Position, 
die reich an politischer Torheit und arm an 
geschichtlicher Einsicht ist, jedoch kaum 
Rückhalt. Selbst die geistliche Führung des 
Iran hat Ahmadinedschad mehrfach dafür 
gerügt. Allerdings ist dieser törichte Anti-
zionismus nicht gleichbedeutend mit Juden-
hass und Antisemitismus. Auch orthodoxe 
Juden, wie etwa die chassidischen Satmar, 
lehnen einen israelischen Staat „vor An-
kunft des Messias“ ab und nehmen damit 
eine „antizionistische“ Position ein. 

Wirklichen Antisemitismus und staatliche 
Judenverfolgung wie in Europa hat es im 
Iran und in anderen muslimischen Staaten 
nie gegeben. Während der Nazi-Zeit fl ohen 
viele europäische Juden über den Iran in 
die Freiheit. Die Juden im Iran sind ange-
sehene Mitbürger. Der jüdische Direktor 
des jüdischen Krankenhauses von Teheran, 
Ciamak Morsathegh, brachte es auf eine für 
Europa peinliche Formel: „Antisemitismus 
ist kein islamisches, sondern ein europä-
isches Phänomen.“

Das ist keine Entschuldigung für die schlim-
men Provokationen Ahmadinedschads, der 
mit außenpolitischem Getöse versucht, von 
seinem innenpolitischen Versagen abzulen-
ken. Das konservative iranische Blatt „Jom-
huri-ye Eslami“ warf ihm im Februar 2007 
zu Recht vor, sein Ton sei „so widerwärtig, 
dass die internationale Öffentlichkeit völ-
lig unnötig den Eindruck von Feindselig-
keit gewinnt“. Er solle endlich mit „seiner 
Phrasendrescherei und seinen Pöbeleien“ 
aufhören. Die Wähler sehen das offenbar 
ähnlich. Ahmadinedschads Partei erhielt 
bei den Kommunalwahlen im Dezember 
2006 weniger als 20 Prozent der abgege-
benen Stimmen gegenüber 62 Prozent bei 
der Präsidentschaftswahl 2005. Auch die 
für das repressive iranische System verant-
wortlichen Mullahs sind bei der iranischen 
Jugend äußerst unbeliebt. Sie werden nur 
noch als lästige Fortschrittsbremse, als 
Relikt der Vergangenheit empfunden. Das 
revolutionäre religiöse Feuer der späten 
70er- und frühen 80er-Jahre ist längst er-
loschen. 

Vor Ahmadinedschad hatte der Iran übri-
gens mit Mohammed Chatami acht Jahre 
lang einen weltoffenen, reformbereiten 
Regierungschef. Er stand für Demokratie, 
Menschenrechte und für eine Stärkung der 
Rechte der Frauen. Aber er war zum Ärger 
der US-Regierung ein unabhängiger Kopf 
und keine Marionette. Die USA haben ihm 
nie eine Chance gegeben. Die außen- und 
innenpolitische Erfolglosigkeit Chatamis 

Trotzdem ist noch viel zu tun, um in allen 
muslimischen Ländern, vor allem in un-
seren Partnerländern Saudi-Arabien und 
Afghanistan, aber auch im Iran, die volle 
Gleichberechtigung der Frau zu erreichen. 
Aber das ist kein Problem des Islam, son-
dern ein Problem der Politik und antiquier-
ter patriarchalischer Gesellschaftsstruk-
turen. Dass im Westen die „Frauenhäuser“ 
aus den Nähten platzen, zeigt, dass auch bei 
uns Gewalt gegen Frauen ein unbewältigter 
gesellschaftlicher Missstand ist. 

Wir sollten überhaupt mehr vor unserer 
eigenen Tür kehren: Bis 1957 konnte ein 
deutscher Mann kraft seines gesetzlich ga-
rantierten „Direktionsrechts“ entscheiden, 
ob seine Frau einen Beruf ausüben durfte. 
Die Schweizer Männer lehnten bis 1970 
das Wahlrecht der Frauen ab – schließlich 
fordern das Alte wie das Neue Testament 
die Unterwerfung der Frau unter den Wil-
len des Mannes (vgl. Genesis 3,16 sowie 
1 Korinther 14,34f.).

Wer Hass und Intoleranz überwinden 
will, sollte vor allem die eigene Igno-
ranz besiegen. Jeder hat ein Recht auf ei-
gene Meinung, aber keiner auf eigene 
Fakten. Wer hindert uns daran, nach 
Syrien oder in den Iran zu reisen, um uns 
eine eigene Meinung über diese fremde, 
angeblich so gefährliche Welt zu bilden? 
Die Straßen von Damaskus und Teheran 
sind viel sicherer als die Straßen von New 
York oder Detroit. Nach einer UN-Statistik 
kamen in den USA im Jahr 2006 auf 
100 000 Einwohner 5,9 Morde. Im Iran lag 
diese Quote bei 2,93 und in Syrien bei 1,4. 
Die meisten muslimischen Staaten sind si-
cherer als die USA, ja sogar sicherer als die 
Schweiz, die 2,94 Morde pro 100 000 Ein-
wohner zu verzeichnen hat. 

Warum beginnen wir mit dem Dialog der 
Kulturen nicht in unserem persönlichen 
Umfeld? Warum bauen wir nicht den Schü-
leraustausch zwischen muslimischen und 
christlichen Ländern – vielleicht sogar mit 
Israel – aus? Warum stöbern wir nicht in 
der wunderbaren arabischen Literatur oder 
bei dem großen deutschen Aufklärer Gott-
hold Ephraim Lessing, der in „Nathan der 
Weise“ die berühmte Ringparabel erzählt. 
Darin vererbt ein Vater (Gott) seinen drei 
Söhnen, die er gleichermaßen liebt (Juden-
tum, Christentum und Islam) je einen Ring. 
Das Original hat die Eigenschaft, seinen 
Besitzer „vor Gott und den Menschen an-
genehm zu machen“. Die beiden anderen 
Ringe sind Duplikate. Die Brüder wollen 
durch einen Richter klären lassen, wer den 
echten Ring besitzt. Dieser entscheidet sa-

Brasilien, Argentinien oder Venezuela. Die 
meisten muslimischen Regierungen gehen 
zu Recht gesetzlich gegen diese vor- und 
unislamischen Unsitten und Verbrechen 
vor. 

In manchen muslimischen Ländern ist die 
Frauenförderung in Teilbereichen weiter 
fortgeschritten als im Westen. So sind etwa 
in Ägypten 30 Prozent aller Professoren 
weiblich, in Deutschland nur 10 Prozent. 
Im Iran sind weit über 60 Prozent aller 
Studierenden weiblich, sodass einige Erz-
konservative bereits über die Einführung 
einer Männerquote nachdenken. Auch Re-
gierungschefi nnen haben in muslimischen 
Ländern eine längere Tradition als im 
Westen. 

war einer der Hauptgründe für die massive 
Wahlenthaltung der reformbereiten Mit-
telschicht, die 2005 zur überraschenden 
Wahl Ahmadinedschads führte. Der Westen 
ist am Aufstieg dieses lauten Volkstribuns 
nicht unschuldig. Trotzdem hat der Iran, 
diese große Kulturnation mit ihren liebens-
werten und vornehmen Menschen, eine 
weltoffenere, tolerantere, menschenrechts-
freundlichere Regierung verdient. Aber 
gilt das nicht auch für manches westliche 
Land? 

Die westliche Ignoranz gegenüber der mus-
limischen Welt zeigt sich auch in viel ba-
naleren Fragen als dem Irankonfl ikt – zum 
Beispiel in der vor allem in Europa weit 
verbreiteten Einstufung des muslimischen 
Kopftuchs als „Kampftuch“ oder als „Sym-
bol für die Unterdrückung der Frau“. Die 
USA sind in dieser Frage viel toleranter. 
Das US-Justizministerium nennt die Into-
leranz, die sich im Kopftuchverbot zeige, 
„unamerikanisch und moralisch verwerf-
lich“. 

„Wer fünf muslimische Frauen mit Kopf-
tuch befragt“, amüsiert sich die Wochen-
zeitung „Die Zeit“ über den Kreuzzug 
für ein kopftuchfreies Europa, „wird fünf 
verschiedene Botschaften fi nden. Die eine 
trägt ihr Kopftuch für Gott, die andere, weil 
es so gut zu ihren H&M-Klamotten passt. 
Die dritte Kopftuchträgerin wird sich als 
vehemente Feministin entpuppen, die vierte 
verweist auf die dörfl iche Sitte, der fünften 
schließlich hat es ihre ultrasäkulare Mutter 
verboten, also trägt sie es erst recht.“ Natür-
lich ist der Zwang, ein Kopftuch zu tragen, 
nicht hinnehmbar. Aber gilt das Gleiche 
nicht auch für den Zwang, das Kopftuch 
abzunehmen?

Auch die Diskussion über die Zwangsehen, 
die Beschneidung der Frau oder den Ehren-
mord wird auf einem erschreckend nied-
rigen Kenntnisniveau geführt. Über die-
se völlig inakzeptablen frauenfeindlichen 
Praktiken steht weder etwas im Koran noch 
in den Hadithen von Mohammed. Sie stam-
men aus vorislamischer, patriarchalisch-
heidnischer Zeit. Teilweise sind sie mehrere 
tausend Jahre alt – wie etwa die grauenvolle 
„pharaonische“ Beschneidung der Frauen. 
Diese brutale Verstümmelung fi ndet nicht 
nur in einigen muslimischen Ländern wie 
Ägypten und Sudan statt, sondern auch in 
überwiegend christlichen Staaten wie Äthi-
opien und Kenia. Ihre Opfer sind Musli-
minnen, Christinnen, jüdische Falashas und 
Angehörige anderer Religionen. Sogenann-
te Ehrenmorde gibt es leider ebenfalls unter 
Christen, etwa in den christlichen Ländern 

lomonisch, Träger des echten Rings sei, 
wer es schaffe, sich die Liebe seiner Mit-
menschen zu verdienen. 

Für die deutsche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel ist die „schönste Stelle des Stücks“ 
jene, an welcher der Muslim Saladin den 
Juden Nathan bittet: „Sei mein Freund.“ 
Könnten wir nicht alle von dieser alten 
sephardisch–jüdischen Parabel und ihrem 
Traum vom friedlichen Wettstreit der Reli-
gionen lernen?

Der Westen muss die 
muslimische Welt 
genauso fair behandeln, 
wie er Israel behandelt. 
Muslime sind so viel wert 
wie Juden und Christen.

In einer Mischung aus Selbstgerechtigkeit, 
Ignoranz und Hass halten viele Menschen 
im Westen den Islam für eine blutrünstige 
Religion, Muslime gelten als potenzielle 
Terroristen, als demokratie-, frauen-, ju-
den- und christenfeindlich. Der Freund 
und geistliche Berater des amerikanischen 
Präsidenten George W. Bush, Frank Gra-
ham, nennt den Islam „eine richtig bös-
artige und niederträchtige Religion“. Bill 
O’Reilly, Fernsehidol der amerikanischen 
Konservativen, erklärt: „Wir können nicht 
immer wieder in der muslimischen Welt 
intervenieren. Was wir tun können, ist, sie 
in Grund und Boden zu bomben.“ Und die 
amerikanische Journalistin und Autorin
Ann Coulter meint: „ Wir sollten in ihre Län-
der einmarschieren, ihre Führer totschlagen 
und die Bevölkerung zum Christentum be-
kehren.“ „Wir sollten unseren nationalen 
Speichelleckerwettbewerb beenden, Syrien 
ins Steinzeitalter zurückbomben und da-
nach den Iran dauerhaft entwaffnen.“ Die 
Liste derartiger Äußerungen ließe sich end-
los weiterführen. 

ändern. Der Westen hat recht, wenn er von 
ihnen einen Gewaltverzicht gegenüber Is-
rael verlangt. Aber muss er nicht auch von 
Israel einen Gewaltverzicht gegenüber den 
Palästinensern fordern? Nach Angaben der 
israelischen Menschenrechtsorganisation 
B’Tselem wurden 2007 im israelisch-palä-
stinensischen Konfl ikt 13 Israelis getötet. 
Ihnen standen jedoch 384 von israelischen 
Sicherheitskräften getötete Palästinenser 
gegenüber. 

Eine Aussöhnung zwischen Juden und Ara-
bern ist genauso möglich wie das Wunder 
der Aussöhnung zwischen Deutschen und 
Franzosen. Juden und Araber haben reli-
giös, kulturell und geschichtlich mehr ge-
meinsam, als den meisten bewusst ist. Sie 
haben „mit Abraham und Moses dieselben 
Eltern“, wie Israels Präsident Schimon 
Peres treffend formulierte. Jahrhunderte-
lang wurden sie gemeinsam gejagt – nicht 
nur während der Kreuzzüge und der Recon-
quista. Die französische Vichy-Regierung 
beispielsweise wendete gegen die Juden die 
gleichen rassistischen Diskriminierungsge-
setze an, die sie vorher mit „Erfolg“ an den 
Algeriern getestet hatte (Olivier Le Cour 
Grandmaison, frz. Historiker). 

Wir Deutsche haben eine historische Ver-
antwortung gegenüber Israel und seinem 
Existenzrecht – gestern, heute und morgen. 
Das jüdische Volk hat aufgrund seiner Ge-
schichte und nach all dem, was es jahrtau-
sendelang erdulden und erleiden musste, 
eine sichere Heimat in Palästina verdient. 
Aber genau aus diesem Grund haben wir 
auch eine historische Verantwortung ge-
genüber den Palästinensern. Sie tragen 
die Schuld ab, die Deutschland mit dem 
Holocaust für immer auf sich geladen hat. 
Hat der jüdische Politologe Alfred Grosser 
nicht recht, wenn er sagt: „Wer Hitler ab-
schütteln will, muss (auch) die Palästinen-
ser verteidigen“? 

Die eigentliche Lehre aus dem Holocaust 
heißt, dass wir nie wieder tatenlos zusehen

Sprache bestätigt“ (Sure 46,12). Aus mus-
limischer Sicht ist der Koran das „Neueste 
Testament“. 
Als Mohammed im Jahr 628 nach der Kapi-
tulation Mekkas die Kaaba betrat und – im 
Stile der Tempelreinigung Jesu – eine Göt-
zenstatue nach der anderen zerschmetterte, 
verschonte er voller Respekt nur das Bildnis 
Jesu und seiner Mutter Maria. Beide waren 
für ihn rein und unantastbar. Immer wieder 
kündigte Mohammed die Auferstehung 
Jesu vor dem Jüngsten Gericht an: „Wie 
glücklich werdet ihr sein, wenn der Sohn 
Marias zu euch herabsteigen wird“, erklärte 
er. Jesus und Maria werden im Koran äu-
ßerst liebevoll als „Zeichen für alle Welt“ 
beschrieben (Sure 21,91). Auch die großen 
jüdischen Propheten, allen voran Moses, 
werden im Koran als Vorbild dargestellt. 
„Ein Muslim, der nicht an Mohammeds 
Vorgänger Moses und Jesus glaubt, ist kein 
Muslim“ (Mahmoud Zakzouk).

Der heutige Terrorismus ist eine absurde 

öse Maske vom Gesicht reißen. Sie muss 
den Götzen Terrorismus genauso zerbre-
chen, wie Mohammed die Götzen der vor-
islamischen Zeit zerbrach. 

Nichts fördert den 
Terrorismus mehr als 
die „Antiterrorkriege“ 
des Westens. Die musli-
mischen Länder müssen 
ihre Probleme mit dem 
radikalen Islamismus 
selber ausfechten. 

Wir müssen auch den westlichen Angriffs-
kriegern die Maske vom Gesicht reißen. 
Angriffskriege sind nicht nur die unmora-
lischste, sondern auch die unintelligenteste 
Form, Terror zu bekämpfen. Der islamisch 
maskierte Terrorismus ist eine Ideologie. 
Ideologien kann man nicht erschießen. Man 

besiegen kannst, umarme ihn“, sagt ein 
weises Sprichwort. Die Mehrheit der Ira-
ner ist prowestlich eingestellt. Sie wartet 
und hofft auf den Westen. Aber nicht auf 
seine Bomben, die wieder vor allem Un-
schuldige töten würden. Und auch nicht 
auf die Invasion seiner Soldaten, sondern 
auf die „Invasion“ seiner Geschäftsleute 
und Touristen. Leidenschaftlich plädiert 
selbst die iranische Regimekritikerin und 
Friedensnobelpreisträgerin Shirin Ebadi 
gegen militärische Aktionen der USA, weil 
diese „nahezu alle Anstrengungen gefähr-
den (würden), die demokratisch gesinnte 
Iraner in den letzten Jahren unternommen 
haben“.

Die komplexen Probleme des Mittleren 
Ostens lassen sich nur politisch lösen – am 
besten durch eine KSZE-ähnliche Lang-
frist-Konferenz für die gesamte Region. 
An ihr müssen neben dem UN-Sicherheits-
rat alle wichtigen Akteure der Region be-
teiligt werden – einschließlich Syriens und 
des Iran sowie einschließlich der demokra-
tisch gewählten Repräsentanten Palästinas 
und der Führung des legitimen irakischen 
Widerstands. Eine Lösung des Irakkonfl ikts 
wird es ohnehin nur geben, wenn die USA 
wie im Vietnamkrieg mit den Führern des 
Widerstands verhandeln – natürlich ohne 
die Terroristen von Al-Qaida. Die Führer 
des nationalistischen, baathistischen und 
gemäßigt islamischen Widerstands sind fast 
alle zu diesen Verhandlungen bereit. 

Die Alternative zu verantwortungslosen 
Kriegen und genauso verantwortungslosem 
Nichtstun besteht wie im Ost-West-Konfl ikt 
der 80er-Jahre in umfassenden harten, aber 
fairen Verhandlungen. Diese Politik wird 
wie der KSZE-Prozess nur Sieger kennen. 
Der brachte Osteuropa nach zwei Jahren 
schwieriger Verhandlungen Freiheit, Men-
schenrechte, Demokratie und wachsenden 
Wohlstand. Gesamteuropa schenkte er 
stabilen Frieden und Abrüstung. „Aus 
Todfeinden wurden Freunde – ohne dass 
ein einziger Schuss fi el“ (Hans-Dietrich 
Genscher). Genau das muss das Ziel einer 
solchen „Middle-East-KSZE“ sein. Viel-
leicht entsteht auch im Nahen und Mitt-
leren Osten eines Tages ein gemeinsamer 
Wirtschaftsraum oder sogar noch mehr. 
Wer hätte vor sechzig Jahren ein Vereintes 
Europa für möglich gehalten? Politik 
braucht Visionen, auch im Nahen und Mitt-
leren Osten. 

Wie man diese Politik angesichts der gi-
gantischen militärischen Überlegenheit der 
USA mit der feigen „Beschwichtigungs-
politik“ vor dem Zweiten Weltkrieg ver-
gleichen kann, bleibt ein neokonservatives 
Geheimnis. Es ist keine „Appeasementpoli-
tik“, wenn die jetzige US-Führung aufhört, 
immer neue Horrormärchen über musli-
mische Länder zu erfi nden, wenn sie auf-
hört, sich den Weg zu den Rohstoffquellen 
freizubomben, wenn sie aufhört, die großen 
Ideale zu zerstören, für die viele Menschen 
Amerika einst so geliebt haben – und für 
die sie Amerika so gerne wieder lieben 
würden. 

Welches muslimische Land soll denn – an-
gesichts der nichtausschaltbaren nuklearen 
und konventionellen Zweitschlagfähigkeit 
der USA und Israels – den Westen oder 
Israel auch nur mit minimalen Erfolgsaus-
sichten angreifen können? Selbst für einen 
nuklear bewaffneten Iran, der in der Tat 
nicht wünschenswert ist, würde das kleine 
Einmaleins der Nuklearstrategie gelten: 
Wer zuerst schießt, stirbt als Zweiter. Wer 
die USA oder Israel nuklear angreift, kann 
sich gleich selbst in die Luft sprengen. Die 
USA können mit ihren Atomwaffen rein 
rechnerisch 20 Milliarden Menschen töten. 
Sie könnten die knapp 70 Millionen Iraner 
dreihundertmal zu Asche verbrennen. Der 
Iran weiß das – auch sein großspuriger Prä-
sident. Sein Verteidigungshaushalt beträgt 
gerade mal ein Hundertstel des amerika-
nischen. Anders als die westlichen Groß-
mächte hat der Iran seit hundertfünfzig Jah-
ren kein anderes Land angegriffen, obwohl 
er mehrfach angegriffen wurde – auch mit 
Hilfe des Westens. Noch heute leben dort 
400 000 im Krieg mit dem Irak schwer 
verletzte Invaliden, darunter 50 000 Che-
miewaffenopfer, an deren Leid wir nicht 
unschuldig sind. 

Das Iranproblem ist lösbar. Die US-Füh-
rung muss hierzu endlich über ihren Schat-
ten springen und sich auf höchster Ebene 
bilateral oder im Rahmen einer Middle-
East-KSZE mit der iranischen Führung an 
einen Tisch setzen. Sie muss dem Iran – 
genauso wie sie das gegenüber Nordkorea 
und letztlich auch gegenüber Libyen getan 
hat – wesentliche Sicherheitsgarantien an-
bieten gegen wesentliche Zugeständnisse 

im Nuklearprogramm und gegen einen 
nachprüfbaren Verzicht  des Iran auf jede 
Form der Einmischung im Irak. 

Allerdings gehören nicht nur die poten-
ziellen nuklearen Schubladenpläne des 
Iran, sondern auch die sehr realen Atom-
waffen der heutigen Kernwaffenstaaten 
auf den Schrotthaufen der Geschichte. Alle 
Nuklearwaffen, auch die amerikanischen, 
sind – wie Ronald Reagan schon 1986 fest-
gestellt hat – „völlig irrational, völlig inhu-
man und zu nichts zu gebrauchen als zum 
Töten“. Sie sind alle eine „Gefahr für un-
sere Zivilisation“. Selbst Henry Kissinger 
hat sich 2007 dieser „kühnen Vision einer 
nuklearwaffenfreien Welt“ angeschlossen. 
Auch der Atomwaffensperrvertrag fordert 
unmissverständlich die Abschaffung aller 
Atomwaffen. Die aktuellen Kernwaffen-
staaten befi nden sich alle im Zustand per-
manenter Vertragsverletzung.

Die Hauptgefahr unserer Zeit besteht nicht 
im Appeasement. Sie besteht darin, dass 
abendländisch-patriotische Sofa-Strategen, 
die sich ihren klammheimlichen Rassismus 
von niemandem nehmen lassen wollen, die 
Welt in einen ähnlich törichten Automatis-
mus von Gewalt und Gegengewalt hinein-
schlittern lassen wie jenen, der zum Ersten 
Weltkrieg führte. 

Staatskunst statt Kriegskunst, wachsames, 
geduldiges und zähes Verhandeln – das ist 
wie im Ost-West-Konfl ikt die richtige Stra-
tegie gegenüber der muslimischen Welt. 
Nur in einer gerechten Weltordnung fi nden 
Terroristen keinen Nährboden. Unser Motto 
muss lauten: Härte und Gerechtigkeit. Här-
te gegenüber den Terroristen, Gerechtigkeit 
gegenüber der muslimischen Welt.

Ziel muss eine Weltordnung sein, die von 
allen Staaten als gerecht akzeptiert werden 
kann. Eine Welt, in der Schluss ist mit der 
Diskriminierung von Muslimen im Westen 
und Schluss mit der Diskriminierung von 
Juden und Christen in der muslimischen 
Welt. Eine Welt, die aufhört mit der ge-
genseitigen Dämonisierung von Religi-
onen und Kulturen. Eine Welt, die auch die 
westlichen Massenvernichtungswaffen und 
Lügenmaschinen abrüstet. Eine Welt, in der 
die USA wieder Symbol des Friedens und 
der Freiheit und nicht mehr des Krieges 
und der Unterdrückung sind. Eine Welt, in 
der jeder den Balken im eigenen Auge sieht 
und nicht nur den Splitter im Auge seines 
Bruders. 
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Fatalismus und Selbst- 
mitleid versunkenen mus-
limischen Welt gut tun. 

Mohammed kämpfte mit 
Leidenschaft für soziale Ver-
änderung, er trat für die Armen 
und Schwachen ein und – zum Är-
ger vieler seiner männlichen Anhänger 
– für eine massive Stärkung der Rechte 
der Frauen, die in vorislamischer Zeit in 
fast allen Kulturen nahezu rechtlos waren. 
Frauenunterdrücker können sich weder auf 
Mohammed noch auf den Koran berufen.

Mohammed war, wie unsere jüdischen 
Urväter Abraham, Moses und König Sa-
lomo, der laut Bibel tausend Haupt- und 
Nebenfrauen hatte, mit mehreren Frauen 
verheiratet – darunter einer Jüdin und ei-
ner Christin, die ihrer Religion auch nach 
der Eheschließung treu blieben. Er mahnte 
seine Anhänger: „Wer einem Juden oder 
Christen Unrecht tut, dem werde ich am 
Tage des Jüngsten Gerichts entgegentre-
ten.“ Mohammed war kein Fanatiker und 
kein Extremist. Er wollte den damals po-
lytheistischen Arabern den Gott der Juden 
und Christen nahe bringen – in unver-
fälschter, reinster Form. Der Koran ist stre-
ckenweise eine wunderbare Nacherzählung 
der zentralen Botschaften der Bibel, „ein 
Buch, das das Buch Moses in arabischer 

Entstellung der Lehren Mohammeds. Er ist 
ein Verbrechen gegenüber dem Islam. Is-
lam heißt Gottergebenheit und Frieden. Die 
muslimische Welt darf nicht zulassen, dass 
ihre große, stolze Religion mit ihrem Ethos 
der Humanität und Gerechtigkeit durch 
blindwütige Terroristen in den Schmutz ge-
zogen wird. Niemand hat dem Ansehen des 
Islam in seiner fast tausendvierhundertjäh-
rigen Geschichte mehr Schaden zugefügt 
als der islamisch maskierte Terrorismus. 
Die muslimische Welt muss ihm die religi-

muss ihnen die 
Grundlage entzie-

hen, sie widerlegen. 

Der radikale Islamismus war 
zu Beginn des Jahres 2001 
weltweit am Ende. Der Traum, 
die innenpolitischen Probleme 
des Iran, Afghanistans oder 
des Sudan durch radikale 
Islamisierung zu lösen, war 
zum Albtraum verkommen. 
Verbittert realisierten die 
Muslime, dass die rigorosen 
Mullahs aus ihren Ländern 
trostlose (Religions-)Poli-
zeistaaten gemacht hatten. 
Im Blitzkrieg der USA 
hat das afghanische Volk 
die Taliban demonstrativ 
allein gelassen – in der 
Geschichte Afghanistans 

ein ungewöhnlicher Vor-
gang. 

Angesichts dieses offen-
kundigen Scheiterns des 
radikalen Islamismus 
war der Angriff von 
Al-Qaida auf New 
York und Washing-
ton nicht nur ein Ra-
cheakt, sondern auch der Versuch eines Be-
freiungsschlags: Er sollte durch diabolische 
Kühnheit und geniale mediale Inszenierung 
den radikalen Islamisten die Sympathien 
der Massen zurückgewinnen. Er sollte die 
USA zu einer Überreaktion provozieren, 
die dem radikalen Islamismus wieder Rü-
ckenwind geben würde. Diese Rechnung ist 
voll aufgegangen. Die unzähligen Bomben 
auf die Häupter talibanmüder afghanischer 
Zivilisten haben dem am Boden liegenden 
radikalen Islamismus wieder auf die Beine 
geholfen. Die Afghanen wollten zwar die 
von den Geheimdiensten der USA, Saudi-
Arabiens und Pakistans geschaffenen Tali-
ban und Al-Qaida gerne wieder loswerden. 
Aber dass dafür Tausende afghanischer Zi-
vilisten zu Tode gebombt wurden, verstan-
den sie nicht. 

Kein einziger der Terroristen, die das World 
Trade Center angegriffen hatten, stammte 
aus Afghanistan oder dem Irak. Sie kamen 
aus Deutschland, Saudi-Arabien und Ägyp-
ten. Und um Bin Laden, ihr saudi-arabisches 
ideologisches Oberhaupt, in den Bergen des
Hindukusch auszuschalten, hätte es intelli-
gentere Methoden gegeben als die Bombar-
dierung und Besetzung Kabuls. 

So konnte der radikale Islamismus, wie be-
reits beim sowjetischen Einmarsch 1979, 
erneut weltweit zum Kampf gegen fremde 
Invasoren und gegen die eigenen autori-
tären, prowestlichen Regierungen aufrufen. 
Die Wahlsiege Ahmadinedschads und der 
Hamas, der Aufstieg des radikalen Islamis-
mus im einst säkularen Irak und das Wieder-
erstarken der Taliban in Afghanistan haben 
viel mit der Brutalität und Torheit der „An-
titerrorkriege“ zu tun. Die radikalen Kräfte 
im Westen und in der muslimischen Welt 
haben sich gegenseitig hochgeschaukelt. 
Letztlich sind Bin Laden und Ahmadine-
dschad die besten Stichwortgeber George 
W. Bushs und umgekehrt. Wir müssen die-
ses tödliche Schaukelspiel so schnell wie 
möglich beenden.

Der Westen ist nicht legitimiert, überall 
auf der Welt militärisch gegen radikal-isla-
mische Bewegungen vorzugehen – genauso 
wenig wie er legitimiert ist, weltweit links- 
oder rechtsradikale Organisationen militä-
risch zu bekämpfen. Er hat nicht das Recht, 
die Welt in ein blutig-chaotisches Schlacht-
feld zu verwandeln, um seine Vorstellungen 
von der Welt durchzusetzen. Westliche 
Kampftruppen (und deutsche Tornados) 
haben im Irak, in Afghanistan oder in So-
malia nichts verloren. Die muslimischen 
Länder müssen ihre Probleme mit dem ra-
dikalen Islamismus selbst ausfechten. Auch 
dort, wo dieser in Terrorismus abgleitet, ist 
es vorrangig Aufgabe nationaler Kräfte, ihn 
zu bekämpfen. Sie sollten nur in extremen 
Ausnahmefällen mit Zustimmung des UN-
Sicherheitsrats durch internationale Son-
derkommandos verstärkt werden. 

Der Schaden ausländischer Interventionen 
ist auch dort, wo ehrliche humanitäre Mo-
tive dahinter stehen, fast immer größer 
als der Nutzen. Man muss das Gute nicht 
nur wollen, sondern auch erreichen. Der 
Kampf gegen den Terrorismus wird weder 
am Hindukusch noch in Bagdad militä-
risch entschieden. Die Entscheidung fällt 
in den Herzen der 1,4 Milliarden Mus-
lime, die in Ost und West, Nord und Süd 
die Politik des Westens genau beobachten.

 Mit jedem durch   
westliche Bomben ge-

töteten muslimischen Kind 
wächst der Terrorismus. Wir ver-

sinken jeden Tag tiefer im Sumpf un-
serer eigenen Politik.

Vor allem der Luftkrieg ist als Mittel der 
Terrorismusbekämpfung kläglich geschei-
tert. Bin Laden konnte trotz pausen-
loser Bombenangriffe aus Tora 
Bora entkommen, weil sich 
rund um die Höhlen, in 
denen er vermutet 
wurde, mehr 

Jour-
 nalisten

 befanden als 
 amerikanische 

     Soldaten. Fast gleich-
zeitig konnte Taliban-Chef 

Mullah Omar auf einem Motor-
rad die lichten Reihen der ameri-

kanischen Truppen durchbrechen. Tora 
Bora ist das groteske Symbol der Torheit 
des Antiterror-Kreuzzuges. Ein bizarreres 
Slapstick-Finale wäre selbst Cervantes, 
dem Schöpfer Don Quijotes, nicht einge-
fallen.

Das Gebot der Stunde 
heißt Staatskunst, nicht 
Kriegskunst – im Iran-
konfl ikt, im Irakkonfl ikt 
und im Palästinakonfl ikt. 

Die jahrelange, fast kindliche Weigerung 
des amerikanischen Präsidenten, mit miss-
liebigen Politikern wie Arafat, Assad, Sad-
dam oder Ahmadinedschad persönlich zu 
sprechen, und die Entscheidung, stattdessen 
Strategien zu entwickeln, wie man diese – 
nach Rücksprache mit Gott – aus dem Amt 
bomben könnte, zählen zu den absurdesten 
Fehlentscheidungen unserer Zeit. „Wer als 
Staatsmann dem Frieden dienen will, muss 
mit dem Staatsmann auf der Gegenseite 
reden“ (Helmut Schmidt). Auch der Ost-
West-Konfl ikt der Nachkriegsjahre konnte 
nur gelöst werden, weil sich Ronald Rea-
gan nie zu schade war, die Herrscher des 
damaligen „Reichs des Bösen“ persönlich 
zu treffen. 

Es stimmt einfach nicht, dass es im Iran-
konfl ikt außer der Strategie immer härterer 
Sanktionen nur noch die „katastrophale Al-
ternative“ „iranische Bombe oder Bombar-
dierung Irans“ gibt (Nicolas Sarkozy). Die 
entscheidende Alternative zur Ausgrenzung 
und Dämonisierung großer Kulturnationen 
wie des Iran ist ihre Wiedereingliederung 
in den Kreis gleichberechtigter Nationen 
– mit allen Rechten, aber auch mit allen 
Pfl ichten. 

Der Iran ist für den Westen vor allem des-
halb ein Problem, weil er ihn zur Strafe für 
die Vertreibung des prowestlichen Schah-
regimes geächtet und ausgegrenzt und 
dadurch jeden Einfl uss auf seine Politik 
verloren hat. Diese Entwicklung ist nicht 
unumkehrbar. „Wenn du einen Feind nicht 

Man stelle sich nur eine Sekunde vor, Gra-
ham, O’Reilly oder Coulter hätten anstelle 
des Wortes „Islam“ die Worte „jüdischer 
Glaube“ und anstelle des Wortes „musli-
mische Länder“ das Wort „Israel“ verwen-
det. Hätte sich nicht zu Recht ein Orkan 
der Entrüstung erhoben? Warum darf man 
über Muslime und ihre Religion faschi-
stoide Dinge sagen, die in Bezug 
auf Christen und Juden zu Recht 
geächtet sind? Wir müssen 
diese Dämonisierung des 
Islam und der Muslime 
beenden. Sie ist nicht 
nur beschämend, sie
schadet auch unseren 
Interessen. 

Die zunehmende 
Vertiefung des 
Grabens zwi-
schen Orient 
und Okzident 
gefährdet auch 
die Sicherheit 
Israels. Die lang-
fristig sicherste 
Garantie für das 
Überleben Israels 
und seiner fünf Mil-
lionen Juden ist nicht 
die Feindschaft, sondern 
die Freundschaft seiner 
300 Millionen näheren und 
ferneren arabischen Nachbarn. 
Hierzu muss der Westen, aber auch 
Israel einen fairen Beitrag leisten. 

Seine sittliche Größe erlangte das jüdische 
Volk nicht durch seine militärischen Siege 
und auch nicht durch die beeindruckende 
Zahl seiner Talente. Seine sittliche Einzig-
artigkeit erreichte es durch seine Gottes-
furcht, seine Weisheit, seinen Humanismus 
und seine Kreativität sowie durch seinen 
langen, tapferen und oft listigen Kampf für 
Gerechtigkeit und gegen Unterdrückung. 
Dass Israel nach dem Holocaust auch auf 
Waffen setzt, ist verständlich. Auch die 
Härte, mit der es legitime Interessen ver-
tritt. Aber Härte ohne Gerechtigkeit ist 
eine Strategie ohne Perspektive. Wenn 
das schöpferische Israel nur noch zerstört, 
zerstört es sich selbst. Israel muss, wie der 
gesamte Westen, mindestens so viel in Ge-
rechtigkeit investieren wie in Waffen. Die 
Behandlung der Palästinenser entspricht 
nicht der sittlichen Größe und Einzigartig-
keit des jüdischen Volkes. Gerade als Be-
wunderer der jüdischen Kultur kommt man 
an dieser Feststellung nicht vorbei. 

Auch die Palästinenser müssen ihre Politik 

dürfen, wenn Menschen unterdrückt, ent-
rechtet und gedemütigt werden. Wir hätten 
uns für die Juden schon damals einsetzen 
müssen, als sie noch schwach waren, und 
nicht erst heute, da sie stark und einfl uss-
reich sind. Verspäteter Mut ist der opportu-
nistische Bruder der Feigheit. Es ist schon 
ein bizarres Schauspiel, das manche west-
liche Politiker aufführen, wenn sie von Jahr 
zu Jahr entschlossener und mutiger gegen 
das Unrecht von gestern „kämpfen“, wäh-
rend sie zum Unrecht von heute schweigen. 
Man kann auch durch Schweigen schuldig 
werden. 

Die Herausforderung unserer Zeit heißt 
mitzuhelfen, die offenen Wunden im Nahen 
und Mittleren Osten zu schließen. Durch 
Sicherheitsgarantien für Israel, zu denen 
Europa einen robusten militärischen Bei-
trag leisten muss, aber auch durch Hilfen 
beim Aufbau eines lebensfähigen palästi-
nensischen Staates. Wir müssen Brücken 
bauen, keine Mauern. Ein vom Westen 
geförderter palästinensischer Modellstaat, 
der das Existenzrecht Israels in gerechten 
Grenzen anerkennt und sich jeder Form von 
Terrorismus entgegenstellt, wäre ein wirk-
licher Neubeginn für den Mittleren Osten, 
aber auch für das Verhältnis der westlichen 
zur muslimischen Welt. 

So wie bisher können wir nicht weiter-
machen. Die „Antiterrorkriege“ gegen die 
muslimischen Länder Afghanistan und Irak 
haben mit 700 Milliarden Dollar inzwi-
schen mehr gekostet als der Vietnamkrieg. 
Allein im Irak geben die USA jährlich mehr 
als 100 Milliarden Dollar für den Krieg aus, 
aber weniger als fünf Milliarden für den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau. Kann man 
angesichts dieser Zahlen wirklich ernsthaft 
fragen, wie eine erfolgreiche Alternative 
zur augenblicklichen „Antiterrorpolitik“ 
aussehen könnte?

Wir müssen dieses Zahlenverhältnis um-
drehen. Wir müssen die muslimische Welt 
genauso fair und großzügig behandeln, wie 
wir zu Recht Israel behandeln. Wir müssen 
dem internationalen Terrorismus endlich 
die Argumente entziehen.

Die Muslime müssen 
sich wie ihr Prophet 
Mohammed für einen 
Islam des Fortschritts 
und der Toleranz 
einsetzen. Sie müssen 
dem Terrorismus 
die religiöse Maske 
vom Gesicht reißen.

Nicht nur der Westen, auch die muslimische 
Welt muss ihr Verhalten fundamental än-
dern. Gerade gemäßigte Muslime müssen 
– unter Wahrung ihrer religiösen Identität – 
mutiger für Freiheit und Rechtsstaatlichkeit 
eintreten. Für eine Staats- und Wirtschafts-
ordnung, die die Talente der Menschen ent-
fesselt, statt sie zu lähmen. Für die völlige 
Gleichberechtigung von Mann und Frau. 
Für wirkliche Religionsfreiheit – für einen 
Islam der Toleranz und des Fortschritts. 
Die vielen Millionen im Westen lebenden 
Muslime könnten dabei eine wichtige Rolle 
übernehmen. 

Die gemäßigte Mehrheit der Muslime muss 
die faszinierende Botschaft ihres Propheten 
Mohammed in die Neuzeit übersetzen und 
die gesellschaftlichen Reformen fortführen, 
die dieser unter Einsatz seines Lebens be-
gonnen hatte. Sie muss den vorislamischen 
Ballast abwerfen, der die Renaissance der 
muslimischen Zivilisation behindert. Sie 
muss eine Bildungselite schaffen, die die 
muslimische Welt erfolgreich ins dritte 
Jahrtausend führt. Mohammed, Marktwirt-
schaft und Moderne passen sehr wohl zu-
sammen. 

Anders als viele muslimische Politiker un-
serer Tage war Mohammed kein Reaktio-
när. Er sehnte sich nicht wie diese 1400 Jah-
re zurück. Er war ein kühner, nach vorne 
blickender, egalitärer Revolutionär, der den 
Mut hatte, die Fesseln der Tradition zu 
sprengen. Sein Islam war keine Religion 
des Stillstands oder des Rückschritts, son-
dern der Erneuerung und des Aufbruchs. 
Wenigstens etwas von der Dynamik dieses 
großen Reformators würde der teilweise in 


